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Ein Masterplan für die kreative Stadt
Für eine Wiedergewinnung des Demokratischen

■ Konrad Hummel

Viele gesellschaftliche, wirtschaftliche und
kulturelle Probleme der Gegenwart zeigen
sich in den Großstädten wie unter einem
Brennglas. Mit dem Leitbild der »kreati-
ven Stadt« kann das Gemeinwesen wieder
zum »Geburtsort der Freiheit« (Mitscher-
lich) werden, in dem Menschen in Ver-
bundenheit kreativ sich engagieren.

Das Bild einer »kreativen Stadt« steht für
eine soziale Stadtentwicklung, die den
Herausforderungen einer öffentlich ver-
armten, dem Globalisierungswettbewerb
ohnmächtig ausgelieferten, der sozial und
nach Ethnien und Generationen zersplit-
terten Stadt erfolgreich zu widerstehen
scheint.

Ist die kreative Stadt ein Hoffnungs-
bild, wie eine moderne Wissensgesell-
schaft in der Stadt, die ihre Sachzwänge
und Blockaden überwindet? Gelingt es in
der kreativen Stadt das Soziale als das
Verbindende einer Stadtgesellschaft neu
zu entdecken trotz der Krise und dem
Umbau des Sozialstaates?

Tatsächlich unternehmen wir den Ver-
such, die Neuaufstellung des (überwie-
gend) alten städtischen Orchesters mit zu-
sätzlichen Akteuren und neuen Weisen
und Melodien als im Ergebnis kreative,
gelingende Wiederentdeckung des sozia-
len Klangs der europäischen Stadt zu be-
zeichnen.

In der kreativen Stadt werden Institu-
tionen aktiviert, geöffnet, neu einander
zugeordnet, ergänzt – wie das Arrange-
ment der Instrumente im Orchester. Wir
setzen nicht daran an, uns die Menschen
anders zu wünschen oder völlig neue
Dienstleistungen auszubauen sondern
beispielsweise Fachkräfte und Freiwillige,
Betroffene und Nachbarn, Organisierte

und spontane Formen der Teilhabe sinn-
voll und neu zu mischen.

Moderne Formen der Kinderbetreuung
zeigen dies beispielhaft. Eigenes und nach-
barschaftliches Handeln, kombiniert von
fachlichen und mobilen Diensten, woh-
nungswirtschaftlichen und gesundheits-
orientierten Leistungen ergeben einen Wohl-
fahrtsmix, der bunt aber nicht beliebig ist.

Wie der Klang einer offenen, toleran-
ten, solidarischen Stadtgesellschaft sich
anhören sollte, haben viele beschrieben.
Wenige haben die Methoden und Leit-
prinzipien beschrieben, wie dies bewerk-
stelligt werden kann. Solange überwiegen
die Wunschbilder (und spiegelbildlich
ihre Kritiker) und vor allem Appelle nach
Tugend und Moral.

Ein besseres Miteinander von jung und
alt, von deutsch und ausländisch, von arm
und reich, von Mann und Frau, gesund
und behindert wird beschworen, viele Ein-
zelbeispiele als »Best Practice« dargestellt.
Das Bedürfnis in der Gesellschaft nach
solchen positiven Verhaltensbeispielen ist
groß, weil der Sozialstaat seit jeher mehr
ist als ein Tauschgeschäft von Gebern und
Empfängern. Der Sozialstaat trägt immer
ein Stück »Utopie« (1) vom gerechten Las-
tenausgleich in sich und besonders in Zei-
ten des Wandels und Umbruchs als Sym-
bol für die Temperatur einer Gesellschaft.

Demokratie und ihre
Institutionen

Transmissionsriemen zwischen Gesell-
schaftsentwurf und Alltag der Menschen
sind in einer modernen  Stadtgesellschaft
die Institutionen. Ohne sie funktionieren
weder Alltag noch erwartbare und nach-
haltige Verhaltensweisen und Änderun-
gen. Walzer formuliert es für die Toleranz
in modernen Gesellschaften so, dass sie
funktionieren muss, gleich wie ihre Moti-
ve, ihre Ausprägung, ihr Enthusiasmus ist
– entscheidend ist, dass sie mittels guter
Institutionen zum Tragen kommt. (2)

Mit Institutionen sind in einem weite-
ren Sinne nicht einzelne Schulen oder
Kindergärten gemeint, sondern die Regel-
werke der Wirtschaft, des Sozialstaates,
der Stadt, der Nachbarschaft und gesell-
schaftlicher Vereine und Vereinigungen.
Sie folgen inneren Ordnungen. Und sie
bewirken, dass bestimmte Grundwerte
umgesetzt und verwirklicht werden.
• Wirtschaftsorientierte Einrichtungen

stehen für Dienstleistungsorientierung
und sollen Eigenverantwortung der
Kunden stärken.

• Staatliche Institutionen sichern eine for-
male Art von Solidarität, in der nie-
mand rausfällt.

• Städtische Institutionen können und
sollen Vielfalt sichern, weil es hier je-
weils – etwa im Sozialraum – um alle
dort Lebenden geht, gleich ob sie for-
male Rechte haben, über Kaufkraft ver-
fügen oder eine Familie haben.

• Städtische Nachbarschaft steht für Un-
mittelbarkeit, Selbsthilfe und soziale
Kontrolle. Wo diese nicht bestehen
kann, treten die unmittelbaren Versor-
gungsinstitutionen ein wie Alten- oder
Kinderheime etc.

• Das Vereinswesen schließlich steht für
den Gemeinsinn, Gemeinschaft und die
Interessenvertretung der Gruppen.
Dieses unsichtbar aufeinander abge-

stimmte Gefüge korrespondiert mit einer
Gesellschaft, in der es vorherrschende Bil-
der von Familie, Lebenslauf, Erwerbsar-
beit und Integration von Minderheiten
gibt. In einer sich still und dramatisch än-
dernden Gesellschaft der Kleinstfamilien
und des Älterwerdens, der veränderten
und mobilen Erwerbsarbeit, Migration,
Lebensstile, funktioniert das Zusammen-
spiel von Institutionen und gesellschaft-
lich vermittelten Werten nicht mehr.

Im gesellschaftlichen Wandel vor drei
Jahrzehnten ging es um die Öffnung ver-
krusteter Institutionen, um dem Auf-
bruch der Produktivkräfte und den neuen
Lebensstilen Raum zu geben. (3) Wir
schrieben »damals« von der Öffnung der
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Heime, der Deinstitutionalisierung. (4)
Letztlich ist dies so umfassend geschehen,
dass die Kehrseite freigesetzter »Wirt-
schaftskräfte« in den Städten als un-
mittelbarer »Wärmeverlust« spürbar ge-
worden ist. Marktwirtschaft instrumen-
talisiert Gefühle, nimmt aber die
solidarischen Gefühle von Gerechtigkeit
und Rücksicht nicht mit auf.

Der Sozialstaat hat sich der Verände-
rung der Gesellschaft der letzten 20 Jahre
erwehrt durch Rückschnitte auf das »un-
mittelbar Notwendige«, auf schärfere Ef-
fizienzkontrollen mit der Folge, dass er
völlig im Teufelskreis gefangen ist für im-
mer mehr Geld, immer weniger und »ein-
zelfallteure« Klienten zu bedienen. So
wird der Sozialstaat noch bestenfalls als
Versicherungsagentur aber nicht mehr als
Solidaritätsstifter verstanden. Der Druck
auf die europäische Stadt hat zugenom-
men, selbst Ausfallbürge für den sozialen
Staat zu sein. Die Arbeitsmarktreform
Hartz IV zeigt, dass die Kommunen in-
zwischen auch Arbeitsmarktpolitik stär-
ker selbst machen.

Zerfällt die europäische Stadt?

Der Stadt ihrerseits wurden in den letz-
ten Jahren immer mehr Instrumente aus
der Hand genommen, Vielfalt erlebbar
und organisierbar zu machen. Wahlfrei-
heit ermöglicht vielen Familien sich »frei-
zukaufen« von Daseinseinrichtungen im
Stadtteil.
• Privatschulen, ethnische Sonderkinder-

und Senioreneinrichtungen drohen So-
zialräume zu sprengen.

• Wettbewerbsvorschriften drängen Städ-
te, ihre Verkehrs-, Abwasser-, Woh-
nungs- und andere Einrichtungen zu ver-
kaufen, sodass die integrierende Stadt
immer weniger erlebbar wird und sich
umso mehr in Kulturevents inszeniert.
Nachbarschaften werden anonymer und
gleichzeitig ethnisch homogener.

• Der türkisch oder russische Jugendliche
der zweiten oder dritten Zuwande-
rungsgeneration bewegt sich im eigenen
Supermarkt und Disco und ist nicht
mehr angehalten, deutsch zu sprechen.
Die doppelt so große schulische Versa-
gensquote dieser Generation schlägt still
und schmerzhaft bis in den Stadtteil zu-
rück, weil dessen öffentlicher Bolz- und
Kirchplatz zum ersten Erlebnisort des
arbeitslosen Jugendlichen wird.
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• Die von uns geöffneten Institutionen
stehen unter dem Knebel der Beleg-
platzfinanzierung, Spezialisierung und
einem gezielten Bildungs- und Reha-
auftrag, in dem beispielsweise freiwilli-
ge Helfer eher stören. Die Logik der
Rationalisierung verdrängt Bürgeren-
gagement. Diese Gefahr ist ungleich
größer, als durch Engagement-Fach-
stellen einsparen zu wollen.

• Schließlich die Vereine. Sie sind in vie-
len Fällen kommerzialisiert oder über-
altert. Sie sind zwar weiter wirksame
kommunale Interessensinstrumente
aber – unfreiwillig – selektieren sie in
der Stadtgesellschaft mehr als es gut für
sie ist. Wir freuen uns über türkische
Familienväter in der freiwilligen Feuer-
wehr und über marokkanische Jugend-
liche im Fußballverein.
Wer das Verbindende, das Soziale, der

europäischen Stadt wieder zum klingen
bringen will, wer das Durcheinander der
Wertvermittlung (nicht dessen Verlust!)
wieder ordnen will, braucht einen Ord-
nungsrahmen, der in die heutige Dualität
von Staat und Wirtschaft eingreifen kann.
Die Wohlfahrtsgesellschaft geht dann
schon über den Wohlfahrtsstaat hinaus,
weil sie die Erbringung (!), nicht die Ver-
teilung der Sozialleistungen zum Gegen-
stand aller in der Demokratie macht
(Walzer).

Der zivilgesellschaftliche Ansatz

Dies ist die Zivilgesellschaft und das
mit ihr verbundene bürgerschaftliche En-
gagement. Aber auch hier gilt: Den Be-
schwörungen müssten viel konkretere
Schritte folgen und die Veränderungen
des »Gesamtorchesters« müsste analy-
siert werden. Zivilgesellschaft ersetzt kei-
ne Politik und ist kein Ornament (Münk-
ler), sie ist »mehr Möbel als die Wohnung
selbst, aber gerade deshalb lebensbestim-
mend«. (5) In der Stadtgesellschaft stößt
dies auf mehr Konflikte als die Staats-
und Reformtheoretiker vermutet haben.

Institutionen sind langlebig. Die Sicher-
heiten von Markt, Staat, Stadt, Nachbar-
schaft und Verein aufzugeben zugunsten
neuer Aufgabenzuweisungen, neuer Spiel-
regeln und neuer Statuszuweisungen in
der Zivilgesellschaft macht Angst, verun-
sichert, kränkt und entlarvt Herrschafts-
strukturen (wie vor 30 Jahren – diesmal
umgekehrt in der Absicht hektische Über-

komplexität zu reduzieren, um wieder
wirkliche Teilhabe aller in den Blick zu
nehmen).

Viele kritische Beobachter von Kafka
über Lapassade (6) bis Walzer nennen
das die Aufgabe der Neuvermessung ei-
nes »virtuellen« Landes. Unsichtbare
Grenzen aufheben – »Entgrenzung« nen-
nen das die Soziologen (7), um neue
Grenzziehungen vorzunehmen, bewuss-
ter, politischer und vergleichsweise ratio-
naler. Dieses Bild zieht sich bei gesell-
schaftlichen Umbrüchen in der Geschich-
te durch.

In Städten kann das sehr konkret wer-
den. Kreative Stadtentwicklung kann be-
deuten, die »Sozialräume« neu oder erst-
mals zu vermessen, um gesellschaftlichen
Teilhabeideen zum Lichte zu verhelfen,
Bürgerengagement auf einer relevanten
Akteursebene einzufügen – nicht als Eh-
renamt »anzuhängen«. Auch die Diskus-
sionen zum Quartiersmanagement haben
das gezeigt.

Zur Neuvermessung der sozialen Stadt-
landkarte gehört das Verhältnis zwischen
Stadt und Vereinen. Sie brauchen neue
»Zwischenlandschaften«, Projekte der
Erneuerung, Öffnung mit neuen Rollen.
Im Verein wird man Mitglied, in Bürger-
schaftsprojekten wird man Pate, Bot-
schafter, Mentor.

Die Neuvermessung zwischen Staat
und Stadt wird bei allen neueren politi-
schen Programmen der letzten Jahre in
Deutschland zur unlösbaren Zusammen-
fügung der Gegensätze: Mit der Reform
der Sozialgesetzbücher II und XII entste-
hen neue Behörden wie die ARGE für Be-
schäftigung mit unterschiedlichen Logi-
ken in der gleichen Institution. Sie ist
ebenfalls ein neuer Akteur im städtischen
Orchester.

Mit der neuen Familienpolitik des Bun-
des (Krippen, Mehrgenerationenhäuser)
wird Landespolitik »überholt«. Städte
haben beim Vermessen der Kindergarten-
landschaft deshalb verschiedene Maße zu
benutzen. Einmal nach vermeintlich tat-
sächlichem Bedarf (Nachfragepolitik des
Landes) und einmal nach erwünschens-
wertem Sollbedarf (Bund). Ungesicherte
Institutionen wie die Mehrgenerationen-
häuser sind Marken eines neuen Institu-
tionenverständnisses, bei dem sich Nut-
zen aus der jeweils konkreten Energie und
Ressource im Stadtteil für alt und jung
speist und nicht aus festgesetzten Platz-
zahlen.
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Generationenkonflikte?

Der Generationenvertrag der deutschen
Sozialpolitik, das unsichtbare aber wir-
kungsvolle füreinander zahlen über Sozi-
alabgaben, ist selbst ein Mischprodukt
von Staat und Zivilgesellschaft. Unter
dem Druck der Ökonomisierung stellt ihn
die jüngere Generation immer mehr in
Frage, weil es letztlich auch eine Vertrau-
ensfrage ist, ob diese Generation sich
wiederum auf die nachfolgende Genera-
tion verlassen kann. Gleichzeitig laufen im
privaten Bereich gegenseitige Finanztrans-
fers von jung und alt in großem Umfang.

Der Leistungsdruck setzt nun schon 50-
Jährige frei auf dem Arbeitsmarkt und
verstärkt die Illusion, dass »die Alten«
entweder viel kosten, weil sie sich mit gu-
ten Renten privatisieren oder viel kosten,
weil sie arbeitslos und später pflegebe-
dürftig sind. Immer häufiger fehlt auch
die »selbstverständliche« Betreuungs-
großmutter für den Enkel, sodass interge-
nerative Beziehungen prekärer geworden
sind. Weder allein privat noch allein
staatlich kann eine lebendige Generatio-
nenbeziehung hergestellt werden. Zwar
haben sich parteipolitisch Generationsab-
spaltungen (»Graue Panther« oder Ju-
gendparteien) nicht durchgesetzt, aber
der gelingende Alltag bei Betreuung,
Nachbarschaft und im Vereinswesen ist
komplizierter geworden.

Statt des »Generationenkrieges« gib es
eine Funkstille, auch weil die Lebensent-
würfe der Menschen unterschiedlicher
Alter nebeneinander, aber nicht mitein-
ander laufen. Es häufen sich Irritationen
bei jüngeren Erwachsenen, welch verblüf-
fende Alltagsentscheidungen ältere Men-
schen »plötzlich« treffen.

Auf der kommunalen Ebene ist die
Vorstellung, der Stadtjugendring und der
Seniorenbeirat sollten kontinuierlich zu-
sammenarbeiten, noch kaum vorstellbar.
In Kindergärten ist die Idee eher die Aus-
nahme, ältere Menschen, die nicht ver-
wandt sind mit den betreuten Kindern,
sollten neben Kindern, Fachpersonal und
Eltern eine Rolle spielen und wirft miss-
trauische Fragen auf, welche Motive vor-
herrschen.

Es benötigt deshalb mehr als bisher
Handlungsräume, in denen sowohl ältere
Menschen eine produktive Rolle im Ge-
nerationenverhältnis spielen als auch zwi-
schen den Generationen selbstverständ-
licher nachbarschaftlich Hand angelegt
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wird. Die Mehrgenerationenhäuser er-
möglichen, darüber zu sprechen und All-
tagsbeispiele auszutauschen.

Institutionen einer
kreativen Stadt

Neue Institutionen können so neue
Wert- und Familienmuster aufbauen, ste-
hen aber unvermittelt zu den alten Insti-
tutionen und ihren Regeln. Sie werden
starkes Bürgerengagement brauchen, da-
mit sie die »Leuchttürme« neuer »Land-
striche« auf der städtischen Sozialkarte
auch zum Leuchten bringen können. Dies
wird erhebliche kreative Anstrengungen
erfordern.

Bürgerengagement auf ungesichertem
Terrain ist meist autonomes Engagement;
an den Staat adressiert, punktuell, kom-
plementär. Eine erwartbare bürgerschaft-
liche Dienstleistung, dem Vereins- oder
Patenengagement vergleichbar, braucht
eine Ordnungsstruktur, ein geregeltes,
produktives Zusammenspiel. Dies ist bei
einem solchen neuen Konzept auch noch
bereichsübergreifend zu überdenken
(Kita/Senioren; marktwirtschaftlich/ge-
meinnützig etc.).

Aus der reinen Idee für eine bessere fa-
milienpolitische Welt allein erwächst bes-
tenfalls eine kleine Ideenbotschafter-
gruppe oder eine Lobby-Vereinigung von
Verbandsvertretern. Wenn solche neuen
Institutionen wie das Mehrgenerationen-
haus dauerhaft ihre Rolle im städtischen
Orchester spielen sollen, brauchen sie ver-
bindliche Vernetzungen, offensichtliche
Nutzerstrategien und die Unterstützung
im politischen Mikroklima einer Stadt.
Solche Institutionen müssen kooperieren
in einem Gefüge, in dem Vereine mitein-
ander Arbeitsteilung machen, Nachbar-
schaften offen sind, Städte Treffpunkte
eröffnen, der Sozialstaat Schnittstellen
dazu hat und die Wirtschaft den Nutzen
erkennt. Wenn dies nicht der Fall ist, wird
diese Idee eine zusätzliche und tendenziell
belanglose Institution.

Wenn in anderen Feldern jedoch Pro-
jekte vernetzbar sind, wirkt ein intergene-
rativer Treffpunkt potenzierend und be-
stärkend. In den Städten wird es Bünd-
nisse geben müssen, die solche
Wechselwirkungen planen, kommunizie-
ren und ermöglichen.

In Augsburg (270.000 Einwohner) ha-
ben wir mit dem »Bündnis für Augsburg«

ein Dach geschaffen, in dem neue Projek-
te angeschoben, aber auch zugeordnet
werden. So ist an der Schnittstelle von
Kindergarten und Integrationspolitik ein
Modell der Stadtteilmütter entstanden
(über 400 Frauen), die in ihrer Mutter-
sprache Kinder unterrichten und darauf
bauen, dass mit dem gleichen Text in
deutsch die klassische Institution Kinder-
garten die Zweisprachigkeit sichert. Mit
Mentoren sichern wir den Freiwilligen-
einsatz der Schüler (»Change-in«) zwi-
schen Schule und Institution (Einsatzstel-
le). Ähnlich bei Sozialpaten und Demenz-
paten, Sorgentelefonmütter und der
Teamgruppe Neubürgerempfang. Alle ar-
beiten auf Augenhöhe mit der klassischen
Institution (gleich ob Amt für Soziale
Leistungen, Krankenhaus, Referat Ober-
bürgermeister usw.) und erweitern diese
um ihre Funktion und Identität.

Moderne Menschenbilder

Wir fügen Funktionen und Kompeten-
zen neu zueinander – Teil des neuen
Klangs der kreativen Stadt. Wir fügen im
engen Sinne nicht Menschen als solche
neu zueinander – das würde die Ängste
im städtischen Raum aktivieren, dass mit
jedem Projekt freiwillig engagierte Men-
schen dort verloren gehen, wo sie zuvor
aktiv waren. In den primären Netzwer-
ken unserer Städte ist viel Zurückhaltung
gegenüber bürgerschaftlichen Projekten.
Sie werden in einem Nullsummenspiel
wahrgenommen, quasi zu Lasten vorhan-
dener Verbindlichkeiten. Genau deshalb
greift die Zivilgesellschaft auf moderne
Strukturen multipler Identitäten zurück.

Menschen können gleichzeitig in ihren
Vereinen sein und sich zu Paten ausbil-
den. Walzer dreht das Bild als Chance der
Zivilgesellschaft um und sagt, dass nie-
mand nur als Vertreter einer Gruppe oder
Ethnie handelt, sondern als Person ver-
schiedene Loyalitäten unter einen Hut be-
kommen kann. (8) Die Stadtteil- und Sor-
gentelefonmütter können sich im Bündnis
für Augsburg engagieren, ohne dass in ih-
rer (Migrations- ) Familie jemand aus
dem Moscheeverein austreten muss. Und
eine Seniorenbeirätin kann sagen, dass sie
genauso die Interessen der Kinder im
Mehrgenerationenhaus vertritt, wie sie
weiter für Senioren tätig ist. Ein katholi-
scher Kirchengemeinderat kann in einem
evangelischen Selbsthilfeprojekt helfen. 

https://doi.org/10.5771/0340-8574-2007-6-221 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 21.01.2026, 01:11:50. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0340-8574-2007-6-221


224

Wichtig über solchen Projekten ist je-
doch ein Dach, eine Meta-Identität, bei-
spielsweise in Augsburg eine parteiüber-
greifende Steuerungsgruppe zugunsten
des Gesamtmottos »Wir sind Augsburg«.
Ohne solche Einrahmungen würden Pro-
jekte zu interaktiven Hilfs- und Bezie-
hungsmaßnahmen (etwa des Mittelstand-
opas für die alleinerziehende Mutter)
»verkommen«. In einem Zivilprojekt der
kreativen Stadt spielt die alleinerziehende
Mutter als Bürgerin im Orchester in ihrer
Art an der gleichen Weise mit wie der äl-
tere Mann an anderer Stelle. Wir brau-
chen Institutionen, in den viel mehr Men-
schen als bisher an der Erbringung von
Wohlfahrt praktisch-kreativ mitwirken
können. (9)

Die Kooperationsbereitschaft auf den
hier dargestellten Institutionsebenen
kommt dort zustande, wo die Analyse ge-
macht wurde, dass jeder für sich die ge-
sellschaftlichen Ziele allein nicht mehr er-
reicht. Macht allein stiftet keinen Sinn
mehr; der Staat allein sorgt nicht mehr
Solidarität; die Stadt allein garantiert
nicht mehr die vielkulturelle Identität; der
Stadtteil allein sichert keine Toleranz;
Vereine allein erzeugen nicht mehr Ge-
meinschaftsgefühle. Wer immer noch
glaubt, mit Geld, Macht oder Moral sich
über diese Analyse wegsetzen zu können,
gibt die falschen Signale an die Bürger-
schaft, deren Vertrauen wir brauchen.

Stadt der Generationennetzwerke

Aus solchen Grenzen erwachsen Not-
wendigkeiten zur Kooperation. Wo dies
beispielsweise Bundes- oder Landesbe-
hörden nicht begriffen haben, bleibt Ko-
operation taktisch und ohne Zugewinn
von Bürgerengagement auf lokaler Ebene.

Die kreative Stadt steuert dies nicht zen-
tralistisch und schiebt nicht alles selbst an,
sondern sucht sich jeweils Partner zur
Umsetzung. Allerdings können dies auch
neue Partner sein – von der städtischen
Tochterfirma über ein Wirtschaftsunter-
nehmen, eine Bürgerinitiative bis zu einem
Obstbauverein, der Jugendarbeit macht.

Kommunalpolitik muss die Initiierung
neuer sozial-kreativer Politik zu einer
Führungsaufgabe auf Dezernentenebene
machen. Die Städte bauen damit die neu-
en Wohlfahrtsmixstrukturen auf, die in
einer älter werdenden Gesellschaft mehr
Ressourcen erschließen und Sinn stiften.

Monitoring

(10) Der Mix ist nicht hauptsächlich da-
für da, mehr Ressourcen hinzuzuziehen,
sondern die soziale Institution sinnhafter
zu machen.

Den Zusammenhalt der Stadt, der Iden-
tität der europäischen Stadt, zu sichern, be-
darf etwa der gleichen Pflege wie wir es
kennen von Umwelt- oder Denkmalschutz-
politik, ist unverzichtbar eine aktuelle, mo-
derne bürgerschaftliche Managementauf-
gabe. Am Beispiel Augsburger Kommunal-
politik fügen wir Steuerungselemente der
städtischen Sozialpolitik, des bundespoli-
tisch gestützten Mehrgenerationsmodellen
und des Bürgerschaftsengagements im
»Bündnis für Augsburg« Schritt für Schritt
zusammen aber nach einem »Masterplan«
kreativer Stadtentwicklung.

Auch ein Biotop braucht systematische
Planung von Freiräumen und Eigenverant-
wortung. Mitscherlich nannte das schon
früh »die Stadt als Geburtsort der Freiheit«
(11), aus der heraus Menschen wiederum
in Verbundenheit kreativ sich engagieren.
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der modernen Gesellschaft trennt schließ-
lich nicht Personen voneinander; sie unter-
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dene Hinsichten der einen sozialen Wirk-
lichkeit: diverse Rationalitätsdimensionen
von sozialer Interaktion bzw. deren Steue-
rung, die wir (mehr oder weniger) alle be-
herrschen (müssen). »Anders als die stän-
dische, erwartet die moderne Gesellschaft
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all diesen relativ autonomen Wertsphä-
ren, denen jeder Individuum in seinen
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mit der Wohlfahrtsgesellschaft, aber die
Gesellschaft ist heute schwach im Ver-
gleich zum Staat. Eine lebendige und hel-
fende Wohlfahrtsgesellschaft, die von ei-
nem starken Wohlfahrtsstaat unterstützt,
aber nicht kontrolliert ist, das würde eine
fundamentale Änderung in den Beziehun-
gen der Verteilung darstellen.« Michael
Walzer in den Blättern der Wohlfahrts-
pflege 12/1995.

(10) Leopold Rosenmayr, Schöpferisch
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Wien 2007.

(11) »Es ist aller Mühen wert, weil die
Menschheit, wie sie geworden ist, in den
Städten ihre Wurzeln hat. Die Stadt ist
der Geburtsort dessen, was wir bürgerli-
che Freiheit nennen, dieses Lebensgefühls,
das sich dumpfen Herrschaftsgewalten
widersetzte.« Alexander Mitscherlich,
Die Unwirtschaftlichkeit unserer Städte,
Frankfurt am Main 1967. ◆
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